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Kündigungsschutz für Mieter beschlossen 

 
 
 
Keine Miete, keine Konsequenzen – oder 
doch?  

Die „Gesetzesmaschinerie“ läuft auf Hochtou-
ren, um den wirtschaftlichen Folgen der CO-
VID 19-Pandemie zu begegnen. Während 
Bund und Länder sich in der ersten Hilfswelle 
auf Stützungsmaßnahmen für die Wirtschaft 
konzentriert haben, nimmt der Gesetzgeber 
nunmehr verstärkt privatrechtliche Vertrags-
beziehungen in den Blick, auch Miet- und 
Pachtverträge. Mit dem am 27.03.2020 in 
Kraft getretenen Gesetz zur Abmilderung der 
Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, In-
solvenz- und Strafverfahrensrecht („COVIn-
sAG“) hat der Gesetzgeber unter anderem 
das Kündigungsrecht der Vermieter bei 
„Corona-bedingten“ Mietschulden einge-
schränkt.  

Nachfolgend geben wir einen Überblick über 
Wirkung und Anwendungsbereich der Neure-
gelung und zeigen auf, welche Punkte in der 
praktischen Anwendung zu beachten sind.  

1. Wo setzt die Neuregelung an? 

Ausgangspunkt ist das (gesetzliche) Recht 
des Vermieters, ein Mietverhältnis fristlos zu 
kündigen, wenn der Mieter – vereinfacht aus-
gedrückt – mit zwei Monatsmieten in Rück-
stand ist. Die Neuregelung beschränkt dieses 
außerordentliche Kündigungsrecht des Ver-
mieters. Mietschulden aus der Zeit vom 
01.04. bis 30.06.2020 bleiben bei der Berech-
nung der kündigungsrelevanten Schwelle au-
ßer Betracht. Diese Mietschulden berechti-
gen also nicht zur Kündigung. Auch ein auf 
unbestimmte Zeit geschlossener Wohnraum-
mietvertrag kann nicht mit der Begründung 
(ordentlich) gekündigt werden, der Mieter 
habe seine Miete für April bis Juni 2020 nicht 
gezahlt.  

Die Neuregelung greift allerdings nur, wenn 
die Nicht-Zahlung der Miete auf den Auswir-
kungen der COVID 19-Pandemie beruht und 
der Mieter diesen Zusammenhang glaubhaft 
macht. 

Die Pflicht des Mieters, seine Miete pünktlich 
zu zahlen, wird durch die Neuregelung übri-
gens nicht berührt, sie bleibt unverändert be-
stehen. Auch in der Zeit vom 01.04.2020 bis 
zum 30.06.2020 werden die Mietzinsansprü-
che zum vereinbarten Termin fällig. Zahlt der 
Mieter nicht, gerät er in Verzug und schuldet 
Verzugszinsen; der gesetzliche Verzugszins 
beträgt derzeit 4,12 %, wenn mindestens ein 
Verbraucher beteiligt ist, ansonsten 8,12 %. 
Der Vermieter kann die Mietrückstände auch 
aus diesem Zeitraum zudem weiterhin einkla-
gen. Ausgesetzt ist nur das Kündigungsrecht 
des Vermieters.  

2. Welche Vertragsverhältnisse werden er-
fasst? 

Die Neuregelung betrifft sämtliche Arten von 
Miet- und Pachtverhältnissen, unabhängig 
davon, ob es sich um solche über Wohn-
räume, gewerblich oder freiberuflich genutzte 
Räume oder Flächen handelt. Es findet auch 
keine Differenzierung in Bezug auf die Mieter 
bzw. Pächter statt. Erfasst sind gleicherma-
ßen Miet- und Pachtverhältnisse mit Einzel-
personen, mittelständischen und Großunter-
nehmen.  

3. Wie lange gilt die Kündigungsbeschrän-
kung? 

Bis zum 30.06.2022 müssen die Mietzins-
rückstände aus der Zeit vom 01.04. bis zum 
30.06.2020 ausgeglichen sein. Ansonsten 
kann der Vermieter hierauf (wieder) eine 
Kündigung stützen.  
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Das COVInsAG enthält die Ermächtigung, 
den Zeitraum 01.04. bis 30.06.2020 bis zum 
30.09.2020 zu erweitern. Ob und inwieweit 
davon Gebrauch gemacht wird, bleibt abzu-
warten. 

4. Was ist in der Praxis zu beachten? 

Will ein Mieter die Regelung in Anspruch 
nehmen oder ist ein Vermieter mit der Nicht-
Zahlung durch seinen Mieter konfrontiert, 
sind folgende Punkte zu beachten:  

Die Nicht-Zahlung der Miete muss, wie oben 
beschrieben, auf den Auswirkungen der CO-
VID 19-Pandemie „beruhen“. Wann genau 
dies der Fall ist, lassen Gesetz und Geset-
zesbegründung offen. Insbesondere ist un-
klar, ob der Mieter bestehende Rücklagen 
einsetzen muss oder nicht. Laut Gesetzesbe-
gründung sollen bei Gewerbetreibenden be-
hördliche Verfügungen über die Untersagung 
oder erhebliche Einschränkung des Betriebs 
im Regelfall geeignete Mittel zur Glaubhaft-
machung des Zusammenhangs zwischen der 
COVID 19-Pandemie und der Nicht-Zahlung 
sein. Das deutet darauf hin, dass schon 
„Corona-bedingte“ Einnahmeausfälle ausrei-
chen, unabhängig davon, ob dem Mieter die 
Zahlung der Miete weiterhin möglich wäre. 
Andererseits wird in der Gesetzesbegrün-
dung betont, dass die Neuregelung auf den 
Fall abzielt, dass fällige Mieten nicht fristge-
recht bezahlt werden „können“. Dies könnte 
Anhaltspunkt sein, dass (auch) die Vermö-
gensverhältnisse des Mieters zu berücksichti-
gen sind.  

Zur erforderlichen Glaubhaftmachung enthält 
die Neuregelung zudem keine Anhaltspunkte, 
wann diese zu erfolgen hat: Bereits vor Fäl-
ligkeit der Miete? Oder ist eine nachträgliche 
Glaubhaftmachung ausreichend (unter Um-
ständen bis zum Schluss eines Rechtsstreits 
über die Wirksamkeit einer Kündigung)?  

In der Praxis wichtig ist auch, dass die Neu-
regelung für den Vermieter keinerlei Erleich-
terungen vorsieht. Ist die vermietete Immobi-
lie beispielsweise finanziert, müssen Darle-
hensverbindlichkeiten weiterhin fristgerecht 

erfüllt werden – auch dann, wenn der Mieter 
nicht zahlt. Der Vermieter sollte dann überle-
gen, ob er vor seiner (jederzeit bestehenden) 
Möglichkeit Gebrauch macht, sich bei Nicht-
Zahlung durch den Mieter aus der Miet-Kau-
tion zu befriedigen und anschließend vom 
Mieter das Wiederauffüllen der Kaution zu 
verlangen.  

Wegen dieser verbleibenden Unklarheiten ist 
sowohl Mietern als auch Vermietern dringend 
anzuraten, bei drohenden Zahlungsschwie-
rigkeiten das Gespräch mit dem Vertrags-
partner zu suchen.  

5. Was ist sonst wichtig? 

Die Neuregelung befasst sich nicht mit der 
Frage, ob die COVID 19-Pandemie eine Miet-
minderung rechtfertigt. Im Regelfall wird das 
nicht der Fall sein, es kommt insoweit aber 
immer auf die Regelungen des jeweiligen 
Mietvertrags und die Umstände des Einzel-
falls an.  

6. Fazit 

Die Neuregelung lässt Fragen offen. Sowohl 
aus Mietersicht als auch aus Vermietersicht 
kann die Nicht-Zahlung der Miete und eine 
auf die Nicht-Zahlung gestütze Kündigung 
deshalb zu einem durchaus “gefährlichen 
Spiel” werden. Die Neuregelung sollte 
deshalb in erster Linie als Appell an die 
Vernunft der Vertragsparteien verstanden 
werden, sich bei drohenden 
Zahlungsschwierigkeiten frühzeitig 
konstruktiv um eine für beide Seiten tragbare, 
einvernehmliche Lösung zu bemühen.  
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